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SCHWARZ-GRÜNE
SOZIALPOLITIK IN
DUISBURG

Die Sozialpolitik hat in Duisburg viel
zu  lange  darunter  gelitten,  dass
Transparenz  überhaupt  nicht  ge-
wünscht war. Die Armut in Duisburg
wurde allzu gerne vertuscht.  Grüne
Anfragen  und  Forderungen  nach
konkreten Zahlen wurden bestenfalls
ignoriert.

SOZIALBERICHTE GEBEN 
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Wir  sind  jedoch  hartnäckig  geblie-
ben und in  dieser  Legislaturperiode
können wir endlich die ersten Früch-
te  unserer  Hartnäckigkeit  ernten:
Die  Stadt  Duisburg  hat  2007 zum
ersten Mal  einen  Sozialbericht  vor-
gelegt  –  übrigens  im gleichen Jahr
auch zum ersten Mal einen Kinder-
gesundheitsbericht  auf  Anregung
unseres  grünen  Gesundheitsdezer-
nenten Peter Greulich. Dieser Bericht
zeigt die sozialen Probleme in dieser
Stadt. Die faktische Aufstellung der
sozialen  Schieflage in unserer Stadt
ist richtungweisend für alle Politike-
rinnen und Politiker.

Und natürlich nutzt der detailliertes-
te  Bericht  nichts,  wenn  er  in  der
Schublade  verstaubt.  Wir  nehmen

den Bericht ernst und haben im Jahr
2008  die  Handlungsempfehlungen
aus dem ersten Bericht  weitgehend
umgesetzt,  wie uns die letzte  Fort-
schreibung nun bescheinigt.  So ha-
ben wir  u.a.  die Schuldnerberatung
personell  deutlich  besser  ausgestat-
tet,  Kindertagesstätten  mit  hohem
Anteil  von Kindern  mit  Migrations-
hintergrund verstärkt gefördert oder
die Integrationsarbeit  neu geordnet
und ausgebaut sowie ein  Integrati-
onsprogramm mit konkreten Umset-
zungsschritten erarbeitet.

Dass die Kinderarmut auch in Duis-
burg  ein  gravierendes  Problem  ist,
überrascht  wenig.  Da Kinder  unser
aller Zukunft sind, wird von der Poli-
tik  zurecht erwartet,  hier  Lösungen
zu erarbeiten. Doch wie können sie
aussehen?

„Ausweg 1:  Der  Weg  aus  der Ar-
mutsfalle  geht  über  die  Bildung.
Ausweg 2: Wer Kinder aus der Ar-
mut holen will, muss den Eltern Ar-
beit  geben.“  Diese Sätze  stammen
übrigens vom SPD-Oberbürgermeis-
ter  von Dortmund Gerhard  Lange-
meyer  aus  seinem  Aktionsplan  So-
ziale Stadt vom November 2007.

SPRACHFÖRDERUNG 
AUSGEBAUT

Schwarz-Grün hat  hier  in  Duisburg
unmittelbar  nach  der  Kommunal-
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wahl 2004 gehandelt. Seit 2005 stel-
len wir jährlich zusätzliche Mittel für
die  Sprachförderung  bereit,  seit
2006 jährlich 1,5 Millionen €. Ange-
sichts der Haushaltslage der Stadt ist
dies kein Pappenstiel. Aber unstrittig
ist,  dass  zur  Verbesserung  der  Bil-
dungschancen  unserer  Kinder  und
Jugendlichen  –  insbesondere,  aber
nicht  nur der mit  Migrationshinter-
grund  –  gute  Sprachkompetenzen
von grundlegender Bedeutung sind.

Erfreulich ist auch, dass Duisburg als
Wirtschaftsstandort  an  Attraktivität
gewinnt. Erstmals ist in Duisburg die

Zahl  der  sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten  wieder gestiegen. Für
die  Stadt  ist  das  nicht  selbstver-
ständlich, hat doch ein Wirtschafts-
aufschwung  häufig  um  Duisburg
einen Bogen gemacht.  Damit  erhö-
hen sich auch die Chancen der Stadt
glimpflicher durch die Krise hindurch
zu kommen.

FAMILIENKARTE EINGEFÜHRT

Eine  weitere  Perspektive  für  eine
kinder- und familienfreundliche Poli-
tik eröffnet die von uns beschlosse-
ne  Familienkarte.  Und  –  nebenbei
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bemerkt – Vergünstigungen für ein-
kommensschwache  Alleinstehende
gibt es bereits jetzt neben der Fami-
lienkarte  in  vielfältiger  Weise.  Ich
bedaure  sehr,  dass  die  SPD  diese
Karte bis  heute aus ihrer Oppositi-
onshaltung heraus heftig bekämpft.
Ich  halte  die Familienkarte für  eine
gute  Lösung.  Damit  können  nicht
nur die Ärmsten in Duisburg an un-
serem gesellschaftlichen Leben  teil-
haben,  sondern  auch  die  Familien,
die zwar sozialversicherungspflichtig
arbeiten, jedoch oft mit dem letzten
Euro haushalten müssen.

Denn es leben in Duisburg sehr viele
Familien, denen es nicht viel besser
geht als unserer Stadt selbst. Etliche
Familien arbeiten und müssen mit ei-
nem  Teil  ihres  Einkommens  ihre
Schulden begleichen. Wir haben uns
für  die  Familienkarte  entschieden,
damit auch diese Menschen ein An-
recht  auf  Vergünstigungen bekom-
men. Die Nachfrage gibt uns Recht.
Gut ein halbes Jahr nach der Einfüh-
rung im August 2008 haben bereits
24.000  Duisburger  Familien  dieses
Angebot  wahrgenommen.  Ein  wei-
terer Vorteil ist, dass über die städti-
schen Vergünstigungen hinaus auch
private  Unternehmen  mit  ins  Boot
geholt werden können, die ihre Pro-
dukte und Leistungen günstiger an-
bieten – wie es in Düsseldorf erfolg-
reich der Fall ist.

Klar ist, dass die Stadt Duisburg mit
ihren begrenzten finanziellen Hand-
lungsspielräumen  nicht  das  ausba-
den kann,  was  Bund und Land zu
verantworten haben. Mit der grünen
Grundsicherung  hat  unsere  Partei
auf  der  Bundesebene ein  zukunfts-
weisendes  Konzept  vorgelegt,  um
hier  einen  Richtungswechsel  einzu-
leiten. Zukunftsweisend deshalb, weil
es nicht nur die notwendige Auswei-
tung  der  Transferleistungen  (Erhö-
hung der Regelleistung für Erwach-
sene  und  Kinder,  Sozialticket  ÖP-
NV), sondern in sehr viel stärkerem
Maße auch die Verbesserung der so-
zialen Infrastruktur (Ausbau der Kin-
derganztagsbetreuung und Ganztags-
schulen,  kostenfreie  Erstausbildung)
berücksichtigt.

KINDERBETREUUNG 
AUSGEWEITET

Duisburg hat hier neben der Sprach-
förderung in den letzten Jahren viel
geleistet:  Z.B. haben wir die Anzahl
der Plätze in der offenen Ganztags-
grundschule  seit  2004 nahezu  ver-
vierfacht.  Mit  nunmehr 4.200 Plät-
zen  können 22% der  SchülerInnen
versorgt  werden.  Hinzu  kommen
etwa  2.200  Ganztagsbetreuungs-
plätze  an  Haupt-  und  Realschulen
bzw. Gymnasien, die wir neu einge-
richtet  haben.  Der  Geburtenrück-
gang wurde dazu genutzt,  das An-
gebot an Plätzen für unter 3-Jährige



in  Kindertageseinrichtungen  auszu-
weiten, so dass heute fast 20% der
Kinder  dieser  Altersgruppe  betreut
werden  können  (2005  waren  dies
erst 3%). Zudem konnte der Weg-
fall von Kindergärten der kirchlichen
Träger kompensiert werden.

VORSORGE BESSER ALS 
TEURE NACHSORGE

Die Zahl der MitarbeiterInnen beim
Allgemeinen Sozialen Dienst, der Fa-
milien, Jugendliche und Kinder berät
und unterstützt,  haben wir  von 83
auf 105 erhöht. Dies ist wichtig, um
Problemfälle  möglichst  früh  zu  er-
kennen  und  um  den  Betroffenen
rechtzeitig  Hilfen  anbieten  zu  kön-
nen.  Denn  Vorsorge  ist  besser  als
teure  Nachsorge,  damit  die  Kinder
und Jugendlichen  in  ihren Familien
bleiben können und nicht in Heimen
oder Pflegefamilien  betreut  werden
müssen.

Ganz im Gegensatz zur ehemaligen
Kooperation  mit  der  SPD  ziehen
CDU und Grüne in der Sozialpolitik
in  vielen  Feldern  an  einem  Strang.
Drei  weitere  Beispiele  für  unsere
konstruktive Zusammenarbeit mit der
CDU, die mir sehr am Herzen liegen,
möchte ich hier  an dieser Stelle er-
wähnen.

Jeder, der mich kennt weiss, dass für
mich Frauenpolitik ein wichtiges Po-

litikfeld  ist.  Insofern  freut  es  mich
sehr,  dass es uns in den vergange-
nen Jahren immer wieder gelungen
ist,  die wichtigsten Einrichtungen in
Duisburg finanziell abzusichern.

Ein weiteres zukunftsweisendes Pro-
jekt,  für das ich mich sehr einsetze,
ist die Einrichtung eines Beginenho-
fes. Die Planungen dazu sind in vol-
lem Gange. Dieses Wohnprojekt für
Mütter,  Kinder  und Seniorinnen  ist
ein erster und wichtiger Schritt, Bar-
rieren  zwischen  jung  und  alt  zu
überbrücken.

DER KLEINE PRINZ

Eine  weitere  Herzensangelegenheit
ist „Der kleine Prinz“. Die Idee, eine
solche  Einrichtung  an  einer  expo-
nierten  Stelle  in  der Duisburger In-
nenstadt zu eröffnen, trug ich schon
seit  längerer  Zeit  in  meinem  Kopf.
Bei den Kooperationsverhandlungen
mit  der CDU fiel es uns auch nicht
schwer,  unsere Partner  von diesem
Projekt zu überzeugen. Im Mai 2007
wurde  „Der  kleine  Prinz“  feierlich
eröffnet.  Damit  haben wir  ein Pro-
jekt geschaffen, bei dem Integration
nicht nur auf dem Papier steht, son-
dern  mitten  in  der  Duisburger  In-
nenstadt gelebt wird: Eine Gastrono-
mie, die von Menschen mit Behinde-
rungen bewirtschaftet wird. Und im
nächsten Jahr wird es ein zweites in-
tegratives  Restaurant  im  RheinPark
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geben.

Diese  Erfolge bedeuten jedoch kei-
nesfalls,  dass wir  uns zufrieden zu-
rücklegen können. Sie sind aber ein
Zeichen  dafür,  dass  wir  trotz  Not-
haushalt  einiges in  der Sozialpolitik
bewegen konnten, und lassen die be-

gründete Hoffnung zu, dass wir noch
weitere  soziale  Pflöcke  in  unserer
Stadt werden einschlagen können.

Doris Janicki

Die grüne Bürgermeisterin ist sozial-
politische und kulturpolitische  Spre-
cherin der grünen Ratsfraktion.
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www.gruene-ratsfraktionduisburg.de
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ARBEIT, WIRTSCHAFT,
FINANZEN

Die  Wirtschafts-  und  Finanzkrise
wird  auch  in  Duisburg  ihre  Spuren
hinterlassen. Sie zeigt  einmal  mehr,
wie  begrenzt  der  kommunalpoliti-
sche  Handlungsspielraum  ist  und
welch großen Einfluss die wirtschaft-
lichen Rahmendaten  auf  das lokale
Geschehen haben.

Im  Rahmen  unserer  Möglichkeiten
haben wir die Stadt jedoch deutlich
voran gebracht. Dass der letzte Kon-
junkturaufschwung  Duisburg  dies-
mal  nicht  links liegen gelassen hat,
ist  sicherlich  auch  ein  Zeichen  für
grün-schwarze  Wirtschaftskompe-
tenz.  Erstmals  seit  langem entstan-
den in Duisburg wieder neue sozial-
versicherungspflichtige  Arbeitsplät-
ze, holt die Stadt in entsprechenden
Wirtschaftsrankings auf. Bei den Bü-
roflächen  gibt  es  trotz  zahlreicher,
neu entstehender Bauten so gut wie
keinen  Leerstand.  Duisburg  ist  für
Investoren wieder attraktiv dank un-
serer positiven Stadtentwicklung.

Dies wird sich auch in der Krise aus-
zahlen.  Duisburg  hat  den Struktur-
wandel  zur  Dienstleistungsgesell-
schaft geschafft, auch wenn die Zahl
der Arbeitsplätze noch viel zu gering
ist.  Man stelle  sich  nur einmal  vor,
mit  welcher  Wucht  der  derzeitige

Rückgang  der  Stahlnachfrage  das
monostrukturierte  Duisburg  vor
noch 10 Jahren getroffen hätte.

Dank  gestiegener  Steuereinnahmen
und  dank  unserer  Konsolidierungs-
anstrengungen (Berger-Gutachten, Kon-
solidierungsoffensive 2013, GPA-Gut-
achten)  konnte  das  städtische  Jah-
resdefizit von 2005 bis 2007 um 40
Millionen € auf  ca.  80 Millionen €
verringert werden. Dieses Defizit re-
sultiert  vor allem aus den gestiege-
nen Zinsaufwendungen in Höhe von
70 Millionen €, die zum größten Teil
aus den Zinsbelastungen der von uns
übernommenen Altschulden bestehen.

Das eigentliche Defizit liegt nur noch
bei 10 Millionen €. Dabei hat sicher-
lich auch die gute Konjunktur gehol-
fen.  Aber  gleichzeitig  mussten  zu-
sätzliche Belastungen verkraftet wer-
den, die von Bund und Land nicht
ausreichend finanziert wurden. Erin-
nert sei hier nur an Hartz IV und den
Ausbau der Kinderbetreuung.  Oder
daran, dass wir gleichzeitig die städ-
tischen  Eigenbetriebe  (IMD,  WBD
– die  nun Überschüsse  erwirtschaf-
ten – und auch DuisburgSport) jetzt
so aufgestellt  haben, dass sie lang-
fristig überleben können. Alles in al-
lem hat Schwarz-Grün eine Konsoli-
dierung  mit  Augenmaß  betrieben.
Leider wird die augenblickliche Wirt-
schaftslage nun wieder tiefe Löcher
in den städtischen Etat reißen, um so
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wichtiger ist es daher, dass der ein-
geschlagene Weg weiter  gegangen
und solide gewirtschaftet wird.

Durch die verstärkte Inanspruchnah-
me der Mittel des Bundes für die ak-
tive Arbeitsmarktpolitik konnte auch
der  Duisburger  Haushalt  in  Form
sinkender Zuschüsse für die GfB ent-
lastet  werden.  Nachdem  bei  der
ARGE  die  Anfangsschwierigkeiten
im Großen und Ganzen überwunden
werden konnten, geht es jetzt  dar-
um,  die  zur  Verfügung  stehenden
Mittel  so effizient  wie möglich ein-
zusetzen.

Ein wichtiges Projekt dazu haben wir
bei  den Haushaltsberatungen 2007

angestoßen.  130  arbeitslose  Men-
schen werden für zwei Jahre bei den
Wirtschaftsbetrieben  sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt. Der kom-
munale Eigenanteil dafür wird durch
Einsparungen bei  den Unterkunfts-
kosten gegenfinanziert,  so dass die
Maßnahme für die Stadt haushalts-
neutral  ist  und  keine  Mehrkosten
verursacht.  Hier  wird  arbeitslosen
Menschen für  einen längeren Zeit-
raum jenseits von den so genannten
1-Euro-Jobs eine Perspektive gebo-
ten,  die  sie  auch  für  den  Arbeits-
markt  wieder  interessant  macht.
Denn  die  Unterstützung  der  Men-
schen dabei, wieder in reguläre Ar-
beit  zu  kommen,  ist  das A und O
jeglicher Arbeitsmarktpolitik.

BILDUNGSPOLITIK IN
DUISBURG – EINE
BILANZ

Angesichts der nach
wie  vor  hohen Ar-
beitslosigkeit in Stadt
und  Region  ist  für
Kinder und Jugend-
liche eine gute schu-
lische Ausbildung für
ihre  Zukunft  von

zentraler Bedeutung. Deshalb haben
wir gemeinsam mit der CDU im Ko-
operationsvertrag  unter  der  Über-

schrift  „Bildung  fördern  heißt  Kin-
dern und Jugendlichen Chancen ge-
ben“ wichtige Ziele für die Bildungs-
und  Schulpolitik  in  Duisburg  be-
schrieben. Stichwortartig heißen sie:
Einführung einer qualitativ guten Bil-
dungsberichterstattung,  Verbesse-
rung  der  Ausstattung  der  Schulen,
Erweiterung  von  Bildungschancen
und  Förderung  der  Sprachkompe-
tenz  sowie  qualifizierte  Betreuung
von Kindern  im Rahmen der Offe-
nen  Ganztagsgrundschule.  Darüber
hinaus war uns eine verbesserte Be-
teiligung von  SchülerInnen  und  El-
tern  aber  auch  die  Arbeitssituation
von LehrerInnen wichtig.



Im  Folgenden werden  die  Schwer-
punktbereiche skizziert, in denen wir
im Rat und in  den entsprechenden
Ausschüssen  Anträge  eingebracht
und sonstige Initiativen gestartet ha-
ben,  um  die  Themenbereiche  im
Laufe der Ratsperiode abzuarbeiten.

SCHULENTWICKLUNGS-
PLANUNG UND BILDUNGS-
BERICHTERSTATTUNG

Mit  dem  „Schulentwicklungsplan
2007-2011,  Bildungspolitische  Per-
spektiven  für  Duisburg“  (SEP),  der
im  März  2007  im  Rat  der  Stadt
mehrheitlich beschlossen wurde, ha-
ben  wir  den  Stillstand  bei  der  Bil-
dungsplanung  beendet.  Denn  die
SPD hatte in den vergangenen Jah-
ren  Schulentwicklungsplanung  in
erster  Linie organisatorisch  verstan-
den und bildungspolitische Aspekte
dabei  vernachlässigt.  Gemeinsam
mit der CDU haben wir mit dem SEP
eine  inhaltliche  und  sozialräumlich
akzentuierte  Bildungsberichterstat-
tung eingeführt,  die mit  konzeptio-
nellen Planungen einhergeht.

Neben der notwendigen Datenbasis,
die  auch  die  demographische  Ent-
wicklung  aufnimmt,  werden  auch
qualitative  Merkmale  einbezogen.
Hierzu  gehören  insbesondere  die
Verankerung  der  jeweiligen  Schule
im Stadtteil, die Qualität der Eltern-
arbeit  am  Schulstandort,  die  Lern-

und Sprachstandsdiagnostik und die
Qualität  der  Schulprogrammarbeit.
Zu allen Schulformen,  die nach Be-
zirken aufgelistet  sind,  gibt  es eine
Maßnahmeplanung, die je nach Pro-
blemlage  mehr  konzeptionell  oder
mehr schulorganisatorisch ausgerich-
tet ist.

Wichtig war uns bei der Erarbeitung
des  SEP  auch  das  Verfahren.  So
wurden alle Schulformen im Rahmen
von Beteiligungsrunden einbezogen.
Die Schulkonferenzen, die Personal-
räte  und  die  Nachbarkommunen
konnten ebenfalls Stellung nehmen.
Als Rahmenplanung ist der SEP eine
qualitativ gelungene, gute Grundla-
ge für die weitere bildungspolitische
Arbeit in Duisburg.

Da  Bildungsplanung  nicht  statisch
sein kann, sondern ein dynamischer
Prozess ist, war uns von Anfang an
eine  Begleitung  des  Planungszeit-
raums  durch die Politik  wichtig. So
haben wir  die im Mai  2008 vorge-
legte erste Zwischenbilanz zum An-
lass  genommen,  um  einen  Antrag
einzubringen, der darauf abzielt, wie
mittel-  bis langfristig  der Erfolg der
im SEP verankerten Maßnahmen im
Hinblick auf  die Steigerung des Bil-
dungsniveaus in unserer Stadt über-
prüft werden kann. Wir wollen, dass
nur  zielfördernde  Maßnahmen  und
Initiativen  verstetigt  und  gefördert
werden.
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BESSERE AUSSTATTUNG DER
SCHULEN

Angesichts des Zustands der Schulen
war es für CDU und GRÜNE selbst-
verständlich, dass das mit insgesamt
120  Mio.  € ausgelegte  Programm
zur  Erneuerung  von  Schulbauten
auch in dieser Ratsperiode weiterge-
führt wird. Darüber hinaus sind Mit-
tel  zur  Verfügung gestellt  worden,
um Schadstoffe,  insbesondere PCB,
aus  Schulgebäuden  beseitigen  zu
können. Wichtig war uns in diesem
Zusammenhang auch der Aspekt der
Nachhaltigkeit,  den wir  in  unserem
Antrag  „Zum  Sanierungs-  und  In-
standsetzungsprogramm  städtischer
Schulen  –  ökologische  Aspekte  bei
der  Sanierung  städtischer  Schulen
(DS 05-0406/1)“ ausgeführt haben.
In den zuständigen Ausschüssen las-
sen wir uns über die konkreten Rea-
lisierungsschritte berichten.

Im Anschluss an die Abarbeitung des
Programms ist  es uns wichtig,  dass
nun kontinuierlich  Mittel  im  Haus-
halt der Stadt  vorgesehen sind, um
die  Schulgebäude  bedarfsorientiert
weiter zu sanieren und zu moderni-
sieren.  Wir  halten  sogenannte  Ge-
bäudekonferenzen, wie sie in ande-
ren Städten regelmäßig  stattfinden,
für  einen guten Weg, um den Be-
darf ermitteln zu können. 

Durch die Gelder,  die  die Stadt  im

Rahmen des Konjunkturpakets II er-
halten  hat,  können  nun  kurzfristig
zahlreiche  Maßnahmen  vor  allem
zur energetischen Verbesserung bei
Schulgebäuden  umgesetzt  werden.
Veraltete  Heizungsanlagen  werden
endlich ausgewechselt,  Fenster aus-
getauscht  und  Fassaden  wärmege-
dämmt. Außerdem haben wir in die-
sem Zuge einen Antrag eingebracht,
der den barrierefreien Um- und Aus-
bau von Schulen vorsieht, damit sich
SchülerInnen  aber  auch  Lehrkräfte
mit Behinderungen besser in Schulen
aufhalten  und  am  Schulgeschehen
beteiligen  können.  Dazu  gehört
auch,  dass  wir  eine  Machbarkeits-
studie  zur  Einrichtung  einer  neuen
Integrationsschule  für  behinderte
Kinder  und  Jugendliche  auf  den
Weg gebracht haben.

SPRACHFÖRDERUNG

Da  umfassende  Sprachkompetenz
eine  entscheidende  Voraussetzung
für den schulischen Erfolg sowie für
eine  spätere  berufliche  Perspektive
von  Kindern  und  Jugendlichen  ist,
haben wir seit Beginn der Ratsperi-
ode die Bedeutung der Sprachförde-
rung als kommunales bildungspoliti-
sches Aufgabenfeld betont  und auf
dessen  Weiterentwicklung  und  fi-
nanzielle Stärkung kontinuierlich mit
Anträgen  im  Rat  der  Stadt  hinge-
wirkt.



Ein erheblicher Teil an städtischen Ei-
genmitteln, nämlich 1,5 Mio.  € pro
Jahr, die je zur Hälfte im Bereich der
Kindergärten und der Grundschulen
eingesetzt  werden,  wird  seit  dem
Jahr 2005 für Sprachfördermaßnah-
men ausgegeben. Mit  Blick auf  die
Zukunft der Kinder, deren Bildungs-
chancen  und  Berufsperspektiven
verbessert werden sollen, aber auch
aus der Verantwortung für  öffentli-
che Mittel,  soll  dieses Geld  so ziel-
genau, effizient und nachhaltig wir-
kend  wie  möglich  eingesetzt  wer-
den. Deshalb ist es wichtig, dass die
Koordination,  wissenschaftliche  Be-
gleitung  und  Evaluation  der  Maß-
nahmen  und  Aktivitäten  verstärkt
werden.  Einen entsprechenden An-
trag haben wir  im April 2008 dazu
im Schulausschuss gestellt.

OFFENE GANZTAGSGRUND-
SCHULE

Im  Kooperationsvertrag  haben  wir
mit  der  CDU  die  qualifizierte,  flä-

chendeckende  Kinderbetreuung  als
eine bildungs-, familien- und frauen-
politische  Notwendigkeit  beschrie-
ben. Auf dieser Grundlage wird die
Stadt  im  Jahr  2008 an  61 Grund-
schulen für insgesamt 3.600 Schüle-
rInnen  eine  Betreuung  im  Rahmen
des Offenen Ganztags  bieten  kön-
nen. Mittlerweile ist auch das Ange-
bot  für  die  Ferienbetreuung  besser
geworden.  Hier  gibt  es  aber  nach
wie vor Handlungsbedarf.

Ein weiterer wichtiger Bereich ist die
Ernährungssituation  von  Kindern.
Hier beteiligt sich die Stadt am Lan-
desprogramm  „Kein  Kind  ohne
Mahlzeit“.  Daneben  haben  wir  im
Schulausschuss  den  Beschluss  ge-
fasst,  dass  weitere  Möglichkeiten
geprüft werden sollen, wie allen Kin-
dern und Jugendlichen, die es brau-
chen,  im  schulischen  Umfeld  eine
gesunde  Mahlzeit  angeboten  wer-
den kann.

MEHR DEMOKRATIE UND
BESSERE ARBEITSBEDINGUN-
GEN FÜR LEHRERiNNEN

Junge Menschen möglichst  früh  zu
motivieren, sich mit Politik auseinan-
der zusetzen und sie dabei bereits in
demokratische  Prozesse  einzubin-
den,  ist  ein  wesentlicher  Gedanke,
der  der  Herabsetzung  des  Wahlal-
ters  auf  kommunaler Ebene auf 16
Jahre zugrunde lag. An diese Überle-
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gung anknüpfend haben CDU und
GRÜNE  das  Jugendparlament  in
Duisburg initiiert. Es ist für uns daher
nur konsequent, den Sprecher oder
die  Sprecherin  der  StadtschülerIn-
nenschaft  als  ständiges  beratendes
Mitglied in den Schulausschuss auf-
zunehmen.  Gleichermaßen  wichtig
ist es uns, die Sichtweise von Eltern
für  die  Beratungen  und  die  Mei-
nungsbildung  im  Schulausschuss
nutzbar zu machen, deshalb wollen
wir  auch  den  Sprecher  oder  die
Sprecherin der Stadtschulpflegschaft
als ständiges beratendes Mitglied für
den  Schulausschuss  gewinnen.  Die
Umsetzung dieser Anträge wird lei-
der immer noch rechtlich geprüft. 

Die Vermeidung von gesundheitsbe-
einträchtigenden  Belastungen  am
Arbeitsplatz und damit die Verbesse-
rung der Arbeitssituation von Lehre-
rinnen und Lehrern ist ein gleichran-
giges  Ziel  zur  Aufgabe,  eine  mög-
lichst optimalen Gestaltung der Ver-
mittlung von Unterrichtsinhalten  zu
erreichen. Beides sind zentrale Fak-
toren für  die Qualität  des Schulge-
schehens. Deshalb haben wir ange-
sichts  eines  Berichts  zum  Thema
„Macht  Schule krank?“  des Perso-
nalrats  für  LehrerInnen  an  Grund-
und  Hauptschulen,  die  Verwaltung
beauftragt,  die kommunalen Hand-
lungsmöglichkeiten  gezielt  zu  nut-
zen, um entweder Abhilfe zu schaf-
fen oder Unterstützung bei der Ver-

besserung  der  Arbeitssituation  zu
leisten. 

Fazit:
Neben  den  genannten  politischen
Initiativen ist auch positiv hervorzu-
heben, dass es ab dem ersten Haus-
halt, den wir mit der CDU zu verant-
worten hatten, im Schulbereich kei-
ne  Kürzungen  mehr  gegeben  hat.
Vielmehr ist  dort,  wo es angesichts
der  schwierigen  Finanzlage  haus-
haltsrechtlich  möglich  war,  mehr
Geld in bildungspolitische Vorhaben
geflossen.

Die  Bildungs-  und  Schulpolitik  in
Duisburg  war  in  der  nun  zu  Ende
gehenden Ratsperiode zwischen uns
und der CDU kein Konfliktfeld. In al-
len  wesentlichen  Fragen,  die  die
Handlungsmöglichkeiten  der  Stadt
betreffen, konnten wir uns verstän-
digen.

Ingrid Fitzek

Ingrid Fitzek  ist  Ratsfrau  und stell-
vertretende Vorsitzende  des  Schul-
ausschusses.

im Rat der Stadt Duisburg
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KULTURPOLITIK

Duisburg bekommt endlich ein Do-
kumentationszentrum zur Geschich-
te  des  Nationalsozialismus  in  der
Stadt. Mit dem Beschluss des Rates
zur Zusammenlegung von VHS und
Zentralbibliothek  in  einem  Neubau
an der Steinschen Gasse („Stadtfen-
ster“) im September 2007 – gegen
die  Stimmen  von  SPD  und  FDP  –
wird  an  exponierter  Stelle  ein  be-
deutender  Akzent  gesetzt.  Neben
der  Gedenkstätte  und  der  Doku-
mentation bietet das neue Gebäude
vor allem auch die Möglichkeit, ins-
besondere jungen Menschen histori-
sche Bildung näher zu bringen. Man
fragt  sich,  wieso  mehr  als  sechzig
Jahre seit dem Ende des Krieges ver-
gehen mussten, bis in Duisburg eine
solche  Einrichtung  schließlich  auf
den Weg gebracht wurde.

Wir Grüne haben immer darauf Wert

gelegt,  dass  neben  den  etablierten
Institutionen auch die Freie  Kultur-
szene als ein ganz wesentlicher Be-
standteil  des  kulturellen  Lebens  in
Duisburg entsprechend finanziell ge-
fördert  wird.  Im  Kooperationsver-
trag mit der CDU haben wir verein-
bart, dass 2% des gesamten Kultur-
etats  von  ca.  50  Millionen  €  der
Freien Kulturszene zugesichert  wer-
den sollen, also etwa eine Million €. 

Mit  der  Förderung  des  KOM'MA-
Theaters  z.B.  von zunächst  25.000
und jetzt jährlich 50.000 € oder der
Bereitstellung von jährlich 60.000 €
zur  Förderung der Migrationskultur
seien hier  nur einige kleine Schritte
genannt,  wie  wir  versucht  haben,
diese  Zielsetzung  zu  verwirklichen.
Mittlerweile  fließen jährlich  Förder-
mittel in Höhe von ca. 600.000 € in
die Freie Kulturszene. Das kann sich
sicherlich sehen lassen, aber weitere
Schritte sind notwendig.
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GRÜNE
JUGENDPOLITIK

Der Wandel in der Duisburger Politik
ist  nicht  nur im Bereich  der Innen-
stadt:  Stichwort  „forum“  oder  im
Bereich Umwelt und Soziales: Stich-
wort „Grüngürtel“ zu verzeichnen.

Auch die Kinder-  und Jugendpolitik
unterzieht sich einem stetigen Wan-
del. Vor allem nachdem nun wir als
Grüne,  seit  der  letzten  Kommunal-
wahl, große Stücke an der „Duisbur-
ger Torte“ abschneiden können.

GRÖßTER ERFOLG: KINDER-
UND JUGENDPARLAMENT 
IM BEZIRK MITTE

Wohl als größter Erfolg zu betrach-
ten  wäre  hier  das  Kinder-  und Ju-
gendparlament, welches ohne grüne
Argumente  nicht  zustande  gekom-
men wäre und ersichtlich  mit  offe-
nen Armen von Seiten der Schulen,
Kinder,  Jugendlichen  und  Eltern
empfangen wurde.  Am 30.10.2007
erfolgte der Gang zur Wahlurne und
das Parlament hat seine Arbeit auf-
genommen.  Ziele  dieses  Projektes
sind  neben  der  Förderung  des
selbstbewussten Umgangs mit seiner
Umwelt auch die Bildung von eige-
nen Kompetenzen wie eigenständi-
ges Arbeiten, Selbstbewusstsein und
Rhetorik. Jetzt haben wir beantragt,

das  Projekt  auf  alle  Bezirke  auszu-
weiten  bzw.  ein  Jugendparlament
für ganz Duisburg einzurichten.

Als  Grüne  ist  man  immer  gut  ge-
wappnet,  um  mit  Entscheidungen,
die  aufgrund  der  verschiedenen
Mehrheitsverhältnisse  auf  Bundes-
oder  Landesebene  gefällt  wurden,
kompetent  umzugehen.  Schließlich
haben  wir  jahrelange  Erfahrung  in
der  Opposition  nachzuweisen.  So
wurden wir  ebenfalls mit  dem Kin-
derbildungsgesetz  (KiBiz)  konfron-
tiert,  das  bereits  auf  Landesebene
für  Furore unter  den grünen Man-
datsträgern gesorgt hat.

Obwohl wir einvernehmlich der An-
sicht  sind,  dass das KiBiz im Allge-
meinen  noch  sehr  überarbeitungs-
und ergänzungswürdig  ist,  wurden
in  Duisburg  sehr  humane  und  ak-
zeptable  Ergebnisse  im Bereich  der
Elternbeiträge  erzielt.  Auf  unseren
Antrag hin wurde eine weitere Zwi-
schenstufe eingezogen, die Familien
mit  geringem Einkommen entlastet.
Und  40%  der  Familien  zahlen  in
Duisburg überhaupt keine Elternbei-
träge. Schließlich soll Erziehung und
Bildung nicht am Geld scheitern.

Mit  jährlich  zusätzlichen 1,5  Millio-
nen € haben wir zudem die Sprach-
förderung  in  Duisburg  ausgebaut.
Jeweils die Hälfte der Gelder kommt
dabei Kindern im Vorschul- bzw. im



Grundschulalter zu Gute.

RÜCKZUG DER KIRCHLICHEN
KINDERBETREUUNG WIRD
AUFGEFANGEN

Der Rückbau von Kindergarten- und
Hortplätzen von Seiten des Bistums
Essen, war für uns wie ein Schlag ins
Gesicht.  Ist  es  doch unser Ziel,  die
Betreuungsangebote  auszuweiten.
Doch es konnte eine Lösung gefun-
den werden. Sofern sich keine freien
Träger fanden, ist letztlich die Stadt
eingesprungen,  um den  kirchlichen
Rückzug bei der Kinderbetreuung zu
kompensieren. Dadurch, dass das Bi-
stum Essen bevorzugt Kindergarten-
gruppen schließt,  die  einen großen
Anteil  an  „Nichtkatholischen  Kin-
dern“  aufweisen,  worunter  selbst-
verständlich  auch viele  „Nichtdeut-
sche  Kinder“  fallen,  müssen  neue
Wege gefunden werden, um Grup-
pen in Horten und Kindergärten zu
verhindern,  die einen Migrantenan-
teil  von  manchmal  bis  über  90%
aufweisen, so wie es z.B. im Stadtteil
Marxloh  der  Fall  ist.  Schließlich
möchten wir von Anfang an ein Mit-
einander und nicht ein Nebeneinan-
der von Gesellschaften erschaffen.

Und  das  ist  genau  der  Punkt,  der
uns  von  anderen  Parteien  unter-
scheidet.  Den  Versuch,  den  Ur-
sprung  eines  Problems  zu  finden,
unternimmt  nicht  jeder. Als Beispiel

sei  auf  die  immer  wieder  aufflam-
mende Diskussion zum Thema „Kri-
minalität unter Jugendlichen“ hinge-
wiesen.  Man  sollte  kompetent  und
professionell  unterscheiden können,
ob eine Straftat auf das soziale Um-
feld eines Jugendlichen zurückzufüh-
ren ist oder auf seine nationale Her-
kunft!  Man  muss  kein  Pädagoge
oder Psychologe sein, um zu wissen,
dass  Kriminalität  keine  genetische
Veranlagung, sondern ein von seiner
Umwelt zugefügtes Gift darstellt.

Daher sagen wir Grüne: Es müssen
soziale Umstände verbessert, Armut
bekämpft  und Ungerechtigkeit  ab-
geschafft werden!

Lokal  stellen  sich  dieser  Herausfor-
derung neben diversen Anlaufstellen
u.a. auch fachmännische Streetwor-
ker.  Durch unser Anraten sind ver-
mehrt Streetworker zum Einsatz ge-
kommen,  die  einen  Migrationshin-
tergrund  haben  bzw.  Sprach-  und
Kulturkenntnisse vorweisen können,
um Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund, die Hilfe benötigen, kom-
petent zur Seite stehen zu können.

Es  müssen  jedoch  weitere  Anlauf-
stellen  für  Jugendliche  geschaffen
werden,  um  Probleme  ansprechen
und lösen zu können. Das von uns
vorangetriebene  und  unterstützte
autonome  Jugend-  und  Kulturzen-
trum im Stadtteil Mitte kann nur ein
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erster Schritt  sein. Es müssen mehr
Jugendzentren errichtet werden, um
sinnvolle  Zeit  gemeinsam  in  Grup-
pen  zu  verbringen.  Es  muss  mehr
Geld  in  Bildung  investiert  werden,
um  Gedanken  wie  Fremdenhass,
Gewaltbereitschaft  und  Kriminalität
zu verbannen.

Solange wir nicht  in der Lage sind,
Jugendlichen  in  Deutschland  (nicht

nur  deutschen  Jugendlichen)  eine
rettende  Hand  entgegen  zu  stre-
cken, sollten wir uns nicht anmaßen,
bestimmen  zu  wollen,  in  welchem
Land ein Mensch leben sollte.

Nazan Aksu

Nazan Aksu ist Ratsfrau und jugend-
politische  Sprecherin  der  grünen
Ratsfraktion.

INTEGRATION

Endlich gibt es in Duisburg wie-
der eine ausländerrechtliche Bera-
tungskommission,  die  die  SPD
zwischenzeitlich  abgeschafft  hat.
Eine wichtige Anlaufstelle in un-
serer  Stadt  für  Flüchtlinge  und

Menschen, die von Abschiebung
bedroht sind.

Mit der Einrichtung eines Referats
für  Integration  im  Dezernat  des
Oberbürgermeisters hat ein zen-
trales grünes Politikfeld auch sei-
nen notwendigen Niederschlag in
der  Verwaltung  gefunden.  Mit
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der Integrationsbeauftragten Ley-
la Özmal und ihren MitarbeiterIn-
nen ist das Referat in guten Hän-
den.  Dies  hat  auch  die  im  Mai
2009 stattgefundene Bundeskon-
ferenz der Integrationsbeauftrag-
ten deutlich gemacht, deren Teil-
nehmer Duisburgs Integrationsar-
beit  bundesweit  hohe  Anerken-
nung zollen und ihr darüber hin-
aus  eine  Vorreiterrolle  zuspre-
chen.

Nicht nur die Rolle des Referates
als  Koordinator,  das die Vielzahl
der  bisher  geleisteten  Maßnah-
men zahlreicher Verbände, Verei-
ne und Migrantenselbstorganisa-
tionen zu  bündeln und  zu opti-
mieren  versucht,  sondern  auch
die  bürgernahe und kooperative
Ausrichtung  für  alle  Duisburge-
rinnen und Duisburger ist ein be-
sonderes Merkmal des Integrati-
onsreferates.

Mit dem seit Februar 2009 vorlie-
genden Integrationsprogramm hat
das  Referat  in  Zusammenarbeit
mit  der  Stadtverwaltung  einen
Meilenstein  auf  dem  Weg  zur
„Integrationshauptstadt Duisburg“
ins Rollen gebracht. Mit über 60
Maßnahmen und konkreten Pro-

jekten,  die  aus  den  Empfehlun-
gen  der  Integrationskonferenzen
hervorgegangen  sind,  wird  die
bisherige  erfolgreiche  Integrati-
onsarbeit  noch  ein  gutes  Stück
weitergebracht.

Die zum Teil schon umsetzungs-
reifen Projekte finden sich in allen
wichtigen  Bereichen  wie  Wirt-
schaft  und  Beschäftigung,  Bil-
dung,  Gesundheit  und  Soziales,
Sport  und Kultur.  Bedeutsam ist
hier,  dass  fast  die  Hälfte  dieser
Maßnahmen  im  Bildungsbereich
angesiedelt  sind.  Dies macht die
Schlüsselposition  dieses Bereiches
deutlich  und  bestärkt  uns  darin,
dass die mit pro Jahr zusätzlichen
1,5  Millionen  €  deutlich  ausge-
weiteten Mittel für die Sprachför-
derung,  die  insbesondere  auch
Kindern  mit  Zuwanderungsge-
schichte  zu  Gute kommen,  bes-
tens angelegt waren und sind.

Die Wende in der Integrationspo-
litik, die die Grünen in Duisburg
zusammen  mit  der  CDU  2004
eingeleitet  haben,  zeigt  jetzt
deutlich  ihre Erfolge.  Wir  haben
das Thema Integration zu einem
Schwerpunkt  in  der  Stadt  ge-
macht,  an  dem  wir  in  Zukunft
weiter intensiv arbeiten werden.
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GRÜNE AKZENTE IN
DER DUISBURGER
UMWELTPOLITIK

Wer  bei  einer  Bi-
lanz  grün-schwar-
zer  Umweltpolitik
in Duisburg spekta-
kuläre  Entwicklun-
gen  und  Projekte
erwartet,  verkennt
die Reichweite kom-
munaler  Umwelt-

politik. Auf kommunaler Ebene wer-
den  im  wesentlichen  Bundes-  und
Landesgesetze umgesetzt.  Das Bun-
desimmissionsschutzgesetz etwa muss
bei allen Vorhaben, die auf kommu-
naler  Ebene beantragt  werden,  zu-
nächst einmal auf dem Papier einge-
halten  werden.  Allerdings  hat  die
kommunale Ebene auch die konkre-
te und tatsächliche Einhaltung dieser
Vorschriften zu gewährleisten – und
insofern ist Umweltschutzpolitik  auf
kommunaler  Ebene  eine  äußerst
wichtige und für grüne Perspektiven
entscheidende Angelegenheit!

Für  die  Umsetzung  kommunaler
Umweltpolitik hat Duisburg seit dem
Jahr 2000 einen grünen Umweltde-
zernenten, der darüber hinaus Stadt-
direktor  ist  und  so  die  Wichtigkeit
umweltpolitischer  Belange  in  der
Duisburger  Kommunalpolitik  unter-

streicht. Er ist für die Einhaltung und
Überwachung der überörtlichen Re-
gelungen  zuständig.  Insofern  ist
klargestellt,  dass  die  Aufgabe  Um-
weltschutz für Duisburg eine „Chef-
Sache“ ist.

PROBLEM DER ALTANLAGEN

Doch  die  alltäglichen  Schwierigkei-
ten liegen nun einmal, wie so häufig,
im  Detail.  Sowohl  der  Bundes-  als
auch der Landesgesetzgeber  haben
in  den letzten  Jahren – aus grüner
Sicht:  glücklicherweise  –  die  Um-
weltauflagen für neu beantragte An-
lagen  und  Gewerbe  enorm  ver-
schärft.  Das  liegt  zum  Teil  daran,
dass manche gefährliche Umweltbe-
lastungen erst in den letzten Jahren
auch  als  solche  erkannt  wurden.
Zum Beispiel das Problem der Dio-
xine.  Aber  Alt-Anlagen  unterliegen
nun nicht automatisch den schärfe-
ren Umweltauflagen – das mag man
bedauern, hat aber etwas mit grund-
sätzlicher Rechtssicherheit – auch für
Unternehmen – zu  tun. Und damit
sind  dann auch  schon die  größten
Umweltprobleme  Duisburgs  umris-
sen.  Das enge Beieinander von In-
dustrie,  Leben  und  Wohnen ist  so
die wichtigste umweltpolitische Her-
ausforderung  für  grüne  Politik  in
Duisburg.

Doch Umweltpolitik  kann auch auf
lokaler  Ebene noch mehr  –  und in



dieser  Hinsicht  haben  wir  in  den
letzten  viereinhalb  Jahren  in  der
grün-schwarzen Kooperation einiges
anzubieten.

GRÜNES DUISBURG

Einem der zentralen Duisburger Pro-
bleme, dass immer noch viele Men-
schen aus Duisburg wegziehen wol-
len,  weil  die  Stadt  ihnen  nicht  le-
bens-  und  liebenswert  genug  er-
scheint,  lässt sich auch dadurch be-
gegnen, dass die Stadt stärker „durch-
grünt“ wird. Das, was Lord Forster
in seinem Masterplan für die Innen-
stadt angeregt hat, nämlich die vor-
handenen  Freiflächen  durch  Baum-
und  Strauchpflanzungen  aufzuwer-
ten,  wird  im  Duisburger  Norden
durch  ein  von  uns  angestoßenes
Projekt bereits verwirklicht. Sukzessi-
ve sollen auch die anderen Stadtteile

von einem erhöhten Grünanteil pro-
fitieren.

Mit dem Rheinpark in Hochfeld und
dem  Angerpark  mit  der  Heinrich-
Hildebrand-Höhe in Angerhausen konn-
ten nicht nur enorme Umweltbelas-
tungen durch die Industrie verringert
werden, sondern es wurden auch at-
traktive Grünflächen in diesen Stadt-
teilen geschaffen. Und mit der Mer-
catorinsel in Ruhrort  und dem Park
auf dem ehemaligen Güterbahnhofs-
gelände („duisburger freiheit“) wer-
den weitere folgen.

KOMMUNALER KLIMASCHUTZ

Ein weiteres wichtiges Feld, das auch
auf  lokaler  Ebene  Handlungsspiel-
räume eröffnet,  ist  der kommunale
Klimaschutz.  Wir  Grüne haben hier
in  Duisburg  Vieles  erreicht,  was  in
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den Jahren zuvor sträflich versäumt
wurde. So Vieles, dass eine ausführ-
liche  Schilderung hier  den Rahmen
sprengen  würde.  Daher  möge  die/
der interessierte LeserIn auf das im
Mai dieses Jahres aktualisierte Grüne
Duisburg  Nr.  6  zurückgreifen,  das
das Thema Klimaschutz zum Schwer-
punkt hat. Stichwortartig sei hier nur
erwähnt: der KlimaTisch in Duisburg,
das Projekt ESPADU (Energie Sparen
an Duisburger Schulen), die Berück-
sichtigung ökologischer Aspekte bei
der  Schulsanierung,  die  Studie  und
das  Handlungsprogramm  zur  Nut-
zung regenerativer Energien in Duis-
burg,  die  Teilnahme  am  European
Energy Award oder das jetzt vorge-
legte Duale Klimakonzept für  Duis-
burg  mit  unserem  dazugehörigen
Antrag,  das  demnächst  abgängige
Kohleheizkraftwerk II/B nicht  durch
ein  neues zu  ersetzen,  sondern  die
Leistung durch regenerative Energi-
en bereitzustellen.

Zur Umweltpolitik gehört auch, den
Menschen das Fahrradfahren attrak-
tiver zu machen – und hier ist in den
letzten  viereinhalb  Jahren  einiges
passiert.  Mittlerweile  gibt  es  keine
Straßenbaumaßnahme mehr, bei der
nicht intensiv und mit sichtbaren Er-
folgen Verbesserungen für den Rad-
verkehr  durchgeführt  werden.  Zu
den kleinsten,  aber  von uns schon
seit  langem  geforderten  Maßnah-
men gehört die bereits weitgehende

Realisierung  der  Öffnung  von  Ein-
bahnstraßen für  den  gegenläufigen
Radverkehr. Und der sichtbarste Er-
folg  in  dieser  Hinsicht  ist  sicherlich
die tolle Radstation am Hauptbahn-
hof  mit  Service-Einrichtungen  rund
um das Rad. Hier kann sich auswär-
tiger Besuch nicht nur Räder leihen,
sondern man kann auch sein Rad für
eine  Inspektion  abgeben und ganz
nebenbei  wurden  so  mehrere  Ar-
beitsplätze geschaffen.

CO-GIFTGASLEITUNG

Doch es bleibt noch viel zu tun! Die
CO-Giftgasleitung  im  Duisburger
Süden  machte  mehr  als  deutlich,
dass die kleinen Erfolge grüner Um-
weltpolitik  auf  kommunaler  Ebene
schnell durch übergeordnete Behör-
den zunichte gemacht werden kön-
nen. Auch wenn in dieser Auseinan-
dersetzung  mit  mehreren  Gerichts-
urteilen und in anderer Hinsicht mit
der viel zu klein ausgefallenen Um-
weltzone auch in Duisburg kleine Sil-
berstreifen  am  Horizont  zu  sehen
sind – wir  müssen noch viel  Über-
zeugungsarbeit  leisten,  um deutlich
zu machen, wie wichtig eine grüne
Beteiligung an der Stadtregierung ist
– und dass das auch so bleibt!

Dieter Kantel

Dieter  Kantel  ist  Fraktionssprecher
der grünen Ratsfraktion und Vorsit-
zender des Umweltausschusses.
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SPORTPOLITIK

Zwei sportpolitische Entscheidungen
standen  in  dieser  Ratsperiode  be-
sonders im Fokus: die Gründung des
Eigenbetriebs  DuisburgSport  zum
1.1.2007 und die Entscheidung für
den Bau des Parallelkanals mit dem
Sportpark Wedau im Juni 2006. Mit
der  Ausgliederung  der  Bereiche
Sportstätten  und  Bäder  aus  den
Wirtschaftsbetrieben  und  der  Bün-
delung der Kräfte in einem selbstän-
digen  Eigenbetrieb  setzt  Schwarz-
Grün  einen  langjährigen  Wunsch
der Duisburger Sportwelt in die Tat
um.  Angesichts  knapper  Kassen
erhält  DuisburgSport  allerdings kei-
ne  ausreichenden  Mittel,  um  die
Infrastruktur für die vielen Sportbe-
geisterten nachhaltig zu pflegen und
um den Breitensport in der Stadt im
vom  uns  gewünschten  Sinne  zu
unterstützen und zu fördern.

So war die Gründung auch mit der
Auflage  der  Bezirksregierung  ver-
bunden, das Bäderkonzept für Duis-
burg umzusetzen, nach dem es für
jeden  Bezirk  ein  Hallen-,  Kombi-
oder Freizeitbad geben soll. Das be-
deutete etwa für Rheinhausen, dass
am Toeppersee ein neues Hallenbad
gebaut wird, gleichzeitig aber auch,
dass das dortige Freibad geschlossen
wird.  Insgesamt  ist  das  Bäderkon-
zept aus unserer Sicht das Ergebnis





VERKEHR VERKEHRT?
VERSUCH EINER BILANZ
ZUR SCHWARZ-GRÜNEN
VERKEHRSPOLITIK

Vorab  eine  kurze  Bemerkung:  Ich
habe an der Aufstellung unseres Ko-
operationsvertrages  mit  der  CDU
zum  Bereich  „Verkehr“  nicht  aktiv
mitgewirkt.  Ich  war  damals  auch
nicht  böse  darum,  denn  ich  hatte
große  Bedenken,  was  die  Schnitt-
menge in diesem Politikfeld mit dem
Kooperationspartner betraf.

Das Resümee der letzten fünf Jahre
beginnt  natürlich  bei  den  wenigen
Zeilen,  die  die  Grundlage  für  die
schwarz-grüne  Zusammenarbeit  im
Bereich Verkehr bildeten.

RADSTATION AM HAUPT-
BAHNHOF ENDLICH REALI-
SIERT

Was lange währt … Nach zehn Jah-
ren – teils davon in der Opposition,
teils  in  rot-grüner Kooperation  und
dann wieder in der Opposition – ist
die  Berg-  und  Talfahrt  in  der  Pla-
nung der  Radstation  endlich  been-
det. Schwarz-Grün hat die Radstati-
on realisiert. Sie wurde im Jahr 2006
eingeweiht und hat sich bereits gut
etabliert.

VORHANDENE PARKLEIT-
SYSTEME VERBESSERN

Der  Antrag  auf  Förderung  eines
Parkleitsystems  ist  fast  genauso alt
wie der zum Bau der Radstation und
hat  eine  ähnlich  wechselhafte  Ge-
schichte. Immer wieder gab es neue
Ideen, wie der Parksuchverkehr am
besten zu regeln sei, zuletzt noch die
Version über GPS auf das Handy.

Nachdem  nun  die  Großprojekte  in
der  Innenstadt  fertig  gestellt  sind,
wurde  die  Vision  von  der  Praxis
überholt.  Die  Tiefgaragenbetreiber
machten  „Nägel  mit  Köpfen“  und
brachten damit zusätzlichen Schwung
in die Debatte, so dass der gemein-
same  Antrag  zum  Haushalt  2007
nur noch den politischen Willen be-
kräftigen  musste.  Inzwischen ist  es
eingerichtet  und soll noch erweitert
werden, weil es sich bewährt hat.

RADVERKEHRSANLAGEPLAN,
VELOROUTENPLAN UND
BIKE- UND RIDE-KONZEPT
ZÜGIG UMSETZEN

Auch im Radverkehr haben die ver-
schiedenen  Bereiche  Fahrt  aufge-
nommen:

1. Das Radverkehrsnetz NRW wurde
im November 2007 eröffnet. Da-
mit verschwand einer der beiden
letzten  weißen  Flecken  im  Lan-
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desplan.

2. Für die Anlage von Radverkehrs-
anlagen wurde in den vergange-
nen Haushaltsjahren deutlich mehr
Geld zur Verfügung gestellt. Wa-
ren es unter sozialdemokratischer
Herrschaft  maximal  10  Prozent
aller Straßenumbaumittel, so sind
es jetzt mehr als 40 Prozent. Und
aufgrund  eines  Gesinnungswan-
dels  weg  von teuren  Radwegen
zu  preisgünstigen  Radfahrstrei-
fen,  können weit  mehr  Anlagen
realisiert werden als in den Jahren
zuvor.

3. Die  Bike-  und  Ride-Station  am
Bahnhof  Rheinhausen-Friemers-
heim ist  fertig  gestellt  und wird
zudem  durch  Bikey-Boxen  des
VRR  ergänzt,  die  ebenfalls  gut
angenommen werden.

4. Der  Veloroutenplan  hat  die
Schublade verlassen und ist wie-
der  Arbeitsgrundlage  für  das
stadtweite  Radwegenetz  abseits
der Hauptverkehrsstraßen.  Unser
Antrag  auf  Erstellung  von  Be-
zirksplänen wurde nur mit einem
Haushaltstitel  ausgestattet  und
soll nach Abschluss des Velorou-
tenkonzepts  angegangen  wer-
den.

5. Die  Fortschreibung  des  Radver-
kehrsanlagenplans  wurde  mehr-
heitlich  im  Ausschuss  beschlos-
sen, allerdings nicht ohne Beden-
ken  der  CDU-Fraktion,  da  die

Verwaltung  zum  wiederholten
Male auf das Prozedere zur Auf-
stellung  des  neuen  Flächennut-
zungsplans hingewiesen hatte und
der Meinung war, die „Überprü-
fung“ sei selbstverständlich.

Über  die  vorgenannten  Maßnah-
men hinaus haben wir erreicht, dass
die Öffnung der Einbahnstraßen be-
zirksweise  durchgeführt  wird.  Die
jahrelange Blockadehaltung der Ver-
waltung  konnte  „geknackt“  wer-
den.  Viele  Einbahnstraßen  sind  für
den  gegenläufigen  Radverkehr  ge-
öffnet und ersparen so Umwegfahr-
ten. Wir wünschen uns noch mehr!

ATTRAKTIVIERUNG DES ÖPNV
ENTSCHIEDEN VERFOLGEN

Im März 2006 wurde das damalige
Betriebskonzept im Rat verabschie-
det mit der Auflage, dass die DVG
unter  Hinzuziehung eines  externen
Beraters  einen neuen Nahverkehrs-
plan mit neuem Liniennetz erstellen
sollte.  Dieser  Kompromiss  hat  sich
nicht  bewährt.  Die  seitdem vorge-
legten  Betriebskonzepte  wurden
weiter  nach  herkömmlicher  Denk-
weise erstellt und stellen keine deut-
liche Attraktivierung des Duisburger
ÖPNV dar.  Die  2006 festgeschrie-
benen  Eckpunkte  für  den  neuen
Nahverkehrsplan  wurden  größten-
teils  nicht  aufgegriffen,  obwohl
mehr als drei Jahre seitdem verstri-



chen sind. Wertvolle Zeit haben wir
verloren und haben nur die Gewiss-
heit,  dass  die  DVG  unter  Mitwir-
kung  des  Planungsdezernats  selbst
keinen anderen Plan gestalten kann.
Hier bleibt unsere Forderung zur Er-
stellung  eines  neuen  Liniennetzes
durch  ein  externes  Planungsbüro
bisher  unerfüllt.  Der  einzige  Licht-
blick im ÖPNV ist die Tatsache, dass
der U-Bahn-Weiterbau von Meide-
rich  Richtung  Norden  bisher  nicht
erfolgt  ist.  Das  ist  aber  wohl  den
fehlenden  städtischen  Mitteln  zu
verdanken.  Ein  beherzter  Abschied
von  diesem  Plan  steht  jedenfalls
noch aus.

LEISTUNGSFÄHIGES VERKEHRS-
LEITSYSTEM AUSBAUEN

Das  Konzept  ist  erstellt,  liegt  aber
auf Eis. Nicht nur, weil hier die städ-
tischen Mittel  fehlen,  sondern  weil
sich  insbesondere  die  Innenstadt
zurzeit immer noch im Umbruch be-
findet, so dass eine solche Investiti-
on vielleicht morgen schon überholt
wäre.

VERKEHRSANBINDUNG DES
INNENHAFENS AN DIE CITY
FORCIEREN

Hier kommt ein Mann ins Spiel, der
im Jahr 2006 soviel grünes Gedan-
kengut zum Verkehr in die Öffent-
lichkeit getragen hat  wie kaum ein

anderer: Lord Norman Foster.
Sein  Masterplan  für  die Innenstadt
sieht  Rückbau  überdimensionierter
Straßen,  die  Verbindung  von  We-
gen und Grün und die Neuorientie-
rung der Innenstadt mit ihrem Zen-
trum zwischen König-Heinrich-Platz
und Burgplatz  vor.  Der Masterplan
enthält  auch  Aussagen  zur  Anbin-
dung des Innenhafens, die unseren
Vorstellungen entsprechen.

In  diesem  Zusammenhang  müssen
Projekte genannt werden, an die wir
2004 noch nicht gedacht haben:

• der Grüne Ring, eine Wegeverbin-
dung,  die  wichtige  Bereiche  mit-
einander verknüpfen soll wie den
RheinPark mit dem Sportpark We-
dau  oder  das  Dellviertel  mit  der
Altstadt.  Eine  Verbindung  von
Mobilität und Grün – nicht nur zu
Freizeitzwecken und gleichberech-
tigt für den Rad- und Fußverkehr
(Skaten und Inliner fahren einge-
schlossen)
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• die  Verknüpfung  zwischen  Ruhr-
und Rheintal als Fuß- und Radwe-
geverbindung zur Landmarke Rhein-
orange,  deren  Planung  2006  auf
den Weg gebracht  wurde als  ein
Puzzlestück der „verlorenen“ Lan-
desgartenschau.

Unterm Strich fällt das Resümee der
schwarz-grünen  Kooperation  doch
gar nicht schlecht aus, oder?

Wenn man von Dingen absieht wie
beispielsweise  der  schleppenden
Umsetzung  der  Barrierefreiheit  im
ÖPNV  oder  dem  Bau  der  Osttan-
gente in Rheinhausen (rot-schwarzer
Beschluss) – die sicher bewusst nicht
in  den  Kooperationsvertrag  aufge-
nommen wurden –, den unterschied-

lichen  Positionen  zur  Parkraumbe-
wirtschaftung  und  Verkehrsberuhi-
gung,  haben  wir  doch  schon  eine
Menge erreicht. Manches auch nach
hartem Kampf mit  den zuständigen
Menschen in der CDU-Fraktion.

Aber  die  Schnittmenge  zwischen
Schwarz und Grün in der Verkehrs-
politik  unserer  Stadt  erwies  sich
doch größer,  als  ich  gedacht  habe
– zumindest im Ergebnis.

Claudia Leiße

Claudia Leiße  ist  verkehrspolitische
Sprecherin  der  grünen Ratsfraktion
und zudem Sprecherin  der  grünen
Fraktion  in  der  Bezirksvertretung
Rheinhausen.

MEHRHEITEN IM RAT

Schwarz-Grün verfügt über keine ei-
gene Mehrheit  im Rat, so dass wir
auf die Unterstützung anderer Frak-
tionen  und  Gruppen  angewiesen
sind. Dies ist weniger dramatisch als
gemeinhin angenommen, da in der
Kommunalpolitik 80% der Entschei-
dungen eh einstimmig erfolgen. Und
in den übrigen Fällen ist es uns bis-
her immer gelungen – mal  knappe,
meist deutliche – Mehrheiten zu ge-
winnen. Dass die SPD dabei häufig
in  der  Schmollecke  gestanden  hat,
spricht für sich.

Der Vorteil ist, dass Anträge anderer
Fraktionen von einer Mehrheit nicht
einfach zurückgewiesen werden kön-
nen, weil sie den falschen Absender
haben. Vielmehr wird geprüft, ob sie
inhaltlich  Sinn  machen  oder  nicht.
Dadurch hat sich das Klima im Rat
verändert.  Wichtige Entscheidungen
werden so auch mit der Linken (Fo-
rum,  Personalentscheidungen),  mit
der Bürgerunion und/oder auch mit
der FDP getroffen. Dies alles  taugt
wenig für politische Schmutzkampag-
nen.
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INNENSTADT:
GORDISCHER KNOTEN
DURCHTRENNT

Wenn es eine Ent-
scheidung  von
Schwarz-Grün  ge-
geben hat,  die  die
Stadtentwicklung
nachhaltig  prägen
wird,  dann  ist  es
die Entscheidung für
den Bau des Forum-

Einkaufszentrums  am  König-Hein-
rich-Platz gewesen. Diese Initialzün-
dung für  die Innenstadt  ist  zurecht
von der regionalen wie überregiona-
len – mit Ausnahme der kommuna-
len  – Presse als  Sieg der Vernunft,
als  mutige  und  weitblickende  Ent-
scheidung gelobt worden. Die grüne
Ratsfraktion hat als einzige von An-
fang an konsequent gegen das Mul-
tiCasa am Hauptbahnhof opponiert,
das eine Verödung unserer gewach-
senen Innenstadt  zur  Folge  gehabt
hätte. Mit unserer jahrelangen Stand-
haftigkeit und dem letztendlichen Ja
zum Forum im Rat haben wir ein be-
deutendes Stück Stadtgeschichte ge-
schrieben.

Zuerst gab es allerdings für uns Grü-
ne eine bittere Erfahrung. Nachdem
wir  wie gegen das MultiCasa auch
lange Zeit für den Erhalt der Merca-

torhalle  gekämpft  haben,  mussten
wir uns das Scheitern unserer Bemü-
hungen eingestehen.  Die alte  Mer-
catorhalle wäre nur zum Preis eines
unverhältnismäßig  hohen  Sanie-
rungsaufwands  zu  retten  gewesen,
nachdem  die  SPD  unter  Führung
von Jürgen  Brand die Halle  im In-
nern  völlig  ruiniert  hatte.  Zudem
hätte  dies  einen  jahrelangen  Still-
stand in  der  Innenstadtentwicklung
bedeutet.

HISTORISCHE ENTSCHEI-
DUNG: DAS FORUM

Erschwerend  kam  für  uns  hinzu,
dass  die  von  der  SPD-Stadtspitze
ausgehandelten Verträge einzig dem
Investor  in  die Hände spielten  und
alternative  Entwürfe  (Kölbl-Kruse,
Hellmich) keine Chance zur Realisie-
rung hatten. Daher bleibt das City-
Palais  architektonisch  ein  Schand-
fleck. Duisburg ist leider nicht Bilbao.
Schwarz-Grün blieb nur die undank-
bare  Aufgabe,  die  Kosten  für  den
Ausbau der neuen Mercatorhalle im
Rahmen  zu  halten,  was  uns  auch
geglückt ist. Angesichts der vorheri-
gen Kostenexplosionen und der Er-
fahrung  mit  anderen  öffentlichen
Bauten keine Selbstverständlichkeit!

Mit dem Forum und der Neugestal-
tung des König-Heinrich-Platzes konn-
te immerhin ein ästhetisches Gegen-
gewicht  zum CityPalais  verwirklicht
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werden. Und ohne das Forum wäre
auch ein weiterer Meilenstein der In-
nenstadtentwicklung nicht gesetzt wor-
den:  der  Masterplan  von  Norman
Foster.  Mit  seinen  Eckpunkten  Zu-
rückdrängen  des  Individualverkehrs
zugunsten des ÖPNV, Nachverdich-
tung bei Verdopplung des bestehen-
den Grünanteils und damit  verbun-
dener  Steigerung  der  Aufenthalts-
qualität schreibt der Plan jahrzehnte-
lange grüne Forderungen fest.  Und
das ist erfreulich.

Auf uns Grüne wird es nun ankom-
men,  dass  diese  hoch  gesteckten
Ziele nicht verwässert  werden. Und
einige  Schritte  zur  Umsetzung  des
Masterplans sind bereits  getan:  mit
dem Beschluss zum Neubau der VHS
und  der  Stadtbibliothek,  der  auch
das NS-Dokumentationszentrum be-
herbergen  wird  –  gegen  die  Stim-
men  der  SPD übrigens  –  oder  mit
dem  Umbau  und  der  Erweiterung
der  Königsgalerie.  Das  weitere  fol-
gen werden, dessen sind wir Grüne
uns sicher. Die graue Maus Duisburg
ist endlich aus ihrem Schlaf geweckt
worden und ist offen für  neues ur-
banes Leben.

Dies zeigt sich auch bei einem ande-
ren Areal. Der neue Rahmenplan des
Wettbewerbsiegers  Lord  Foster  für
das  Güterbahnhofsgelände  („duis-
burger freiheit“) liegt jetzt vor. Duis-
burg braucht mehr Grün und mehr

Freiraum,  und  Duisburg  braucht
mehr  attraktive  Arbeitsplätze.  All
dies wird hier  an  zentraler  Stelle  in
der Stadt verwirklicht. Die Entschei-
dung für das Forum und gegen Mul-
tiCasa hat jetzt zu einer völlig neuen
Konzeption für das Gelände geführt,
die die alten Planungen um Längen
übertrifft. Endlich wird es eine hoch-
wertige Verbindung zwischen Innen-
stadt,  Neudorf,  Wedau,  Duissern,
Wanheimerort und Hochfeld geben.

15 HEKTAR GROßER PARK
AM BAHNHOF

Und wir Grünen haben vor allem da-
für  gesorgt,  dass  die  ursprünglich
vorgesehene  vierspurige  Erschlie-
ßungs“autobahn“  in  der Mitte  des
Geländes  der  Geschichte  angehört.
Jetzt  entsteht  hier  im  Herzen  des
Gewerbegebiets  ein 15 Hektar gro-
ßer Park,  vier  mal  so groß wie der
Kantpark.  Und mit  der Entwicklung
dieser  Grünfläche  wird  das  Projekt
begonnen. Die mit der schwarz-grü-
nen  Kooperation  eingeleitete  Auf-
bruchstimmung  in  Duisburg  setzt
sich fort.

Ralf Krumpholz

Ralf  Krumpholz  ist  Fraktionsge-
schäftsführer der grünen Ratsfrakti-
on.



PERSONALANGELEGEN-
HEITEN

Ein  Politikwechsel  in  Duisburg  ist
nicht denkbar ohne entsprechendes
Personal  in  Verwaltung und städti-
schen  Gesellschaften,  das  diesen
Wechsel  mit  trägt.  Dabei  geht  es
weniger um die vielen Beamten und
Angestellten, die loyal und mit gro-
ßem Engagement ihre Aufgaben er-
füllen, als vielmehr um einige weni-
ge  Spitzenleute  und  Geschäftsfüh-
rer. 

Dass die CDU als größte Ratsfrakti-
on in der Dezernentenriege nun ver-
treten ist, müsste eigentlich auch die
SPD verschmerzen können. Obwohl

Schwarz-Grün die meisten sozialde-
mokratischen  Geschäftsführer  oder
zuletzt auch den SPD-Kämmerer im
Amt bestätigt hat und immer wieder
auf  die  SPD-Fraktion  zugegangen
ist,  verweigert  sich diese hartnäckig
einer  konstruktiven  Zusammenar-
beit.  Dieses  parteitaktische  Klein-
Klein  schadet  dem  Ansehen  Duis-
burgs bei der Gewinnung qualifizier-
ten Personals enorm. 

Es  wird  endlich  Zeit,  dass die SPD
begreift,  dass  diese  Stadt  nicht  ihr
persönliches  Eigentum  ist.  Grüne
und CDU haben jedenfalls eines er-
reicht,  notwendige Stellenneubeset-
zungen werden in transparenten und
nachvollziehbaren Verfahren  vorge-
nommen.
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STADTENWICKLUNG
– EINE BILANZ

Im  Koalitionsvertrag
zwischen CDU und
Bündnis 90/Die Grü-
nen  wurden  2005
Ziele vereinbart,  die
es  heute  zu  bilan-
zieren gilt.

Damals  haben wir  vereinbart,  dass
die  BürgerInnen  Duisburgs  einen
Anspruch auf die Öffentlichkeit  der
attraktiven  Teile  unserer  Stadt  ha-
ben.  Mit  dem RheinPark  in  Hoch-
feld, dem Zugang zur Rheinorange,
dem Park  auf  der  Mercatorinsel  in
Ruhrort, den Entwicklungen am Em-
scherklärwerk in Aldenrade und der
Entwicklung  des  Wasserwerks  in
Homberg sind an vielen Stellen Duis-
burgs  neue  öffentliche  Flächen  am
Rhein  entstanden,  geplant  und  im
Bau.  Trotz  des Verbots  der Bewer-
bung zur Landesgartenschau handelt
die  Stadtplanung  folglich  mit  der
Prämisse „Duisburg an den Rhein“.

DUISBURG AN DEN RHEIN

Denn die Lebensqualität in Duisburg
ist  immer  noch  so  schlecht,  dass
zwar in unsrer Stadt gearbeitet, aber
ungern  gewohnt  wird.  Der  Ein-
wohnerrückgang  ist  nicht  mehr  zu

übersehen.  Umweltschutz  ist  längst
zu  einem  harten  Standortfaktor  in
Duisburg  geworden.  Nur  dort,  wo
noch intakte Umwelt  vermutet  und
wahrgenommen  wird,  ist  eine  Ge-
werbeansiedlung in  der Konkurrenz
zu anderen Kommunen möglich. In-
fineon  ist  ein  solches  Beispiel,  Sie-
mens  ein  anderes.  Trotz  Investitio-
nen  in  einen  Turbinenteststand  in
Hochfeld sind die Fachkräfte nur mit
Mühe nach Duisburg zu holen.

NEUER FLÄCHEN-
NUTZUNGSPLAN

Daher wird es einen neuen Flächen-
nutzungsplan  für  Duisburg  geben,
der  aus  einzelnen  Masterplänen  in
den  nächsten  Jahren  entwickelt
wird. Dabei haben wir Grüne durch-
gesetzt,  dass  die  Bürgerinnen  und
Bürger in die Planungsprozesse ein-
bezogen werden und sich mit ihren
Ideen einbringen können. Die in den
Bezirken  eingerichteten Bürgerforen
werden gut angenommen.

Die Zentrumsfunktion von Duisburg
sollte  durch Konzeptimmobilien ge-
stärkt werden, die für einzelne Han-
delsbereiche  die  Bedürfnisse  be-
stimmter Bevölkerungsgruppen um-
greifend an einem Ort erfüllen kön-
nen. Dazu sollten Entwicklungen an-
gestoßen  werden.  In  Rheinhausen
gibt es eine Markthalle, in Hamborn
kann  ein  Outlet-Center  entstehen,
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in  Buchholz  entsteht  ein  Gesund-
heitszentrum  mit  Sanitätshäusern,
Physiotherapeuten,  REHA-Beratung,
Treppenliftbau, altengerechten Sani-
tärinstallationen,  Ärzten,  Logopä-
den,  Pflegediensten,  Servicediens-
ten, Hilfsmittel-Boutiquen, Orthopä-
dischen Schuhmachern,  Apotheken,
Drogerien, Seniorenmode in direkter
Nachbarschaft  zur katholischen Kir-
che, die zu alten- und behinderten-
gerechten  Wohnungen  umgebaut
wurde.

Bestandteil  des  Flächennutzungs-
plans wird auch das gemeinsam mit
der  CDU  auf  den  Weg  gebrachte
Biotopverbundkonzept sein, dass die
Grün-,  Frei-  und  Wasserflächen  in
Duisburg ökologisch steuern soll. Für
den Norden und den Süden liegen
diese Konzepte vor.

Neben der oben genannten Öffnung
Duisburgs an den Rhein gibt es zwei
weitere wichtige Entwicklungen zur
Steigerung der  Attraktivität  unserer
Stadt.  Mit  der Insolvenz von MHD
im  Süden  gehört  eine  große  Um-
weltbelastung  der  Vergangenheit
an.  Dies  war  nur  möglich,  weil  es
gelungen ist, erhebliche Finanzmittel
vom Land und EU zu erhalten und
Logport mit an Bord zu holen.

GRÜNZUG ANGERPARK 
ALS ERSTER BAUSTEIN

Allerdings  gibt  es  hier  Licht  und
Schatten.  Den Grünzug Angerpark,
der  von  mir  mit  den  Wanheimer
Bürgern  in  einer  Zukunftswerkstatt
entwickelt  und im  Rat  beschlossen
worden ist,  begrüßen wir als ersten
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Baustein  einer  Stadtteilentwicklung
für Wanheim. Es ist ein Grünzug an
der alten Anger entlang vom Rhein
bis in den Biegerpark, der wieder die
Angermündung  in  den  Rhein  und
das  Haus  Angerort,  eine  Burg  aus
dem  12.  Jahrhundert,  für  die  Öf-
fentlichkeit  erreichbar  macht,  was
seit  100 Jahren nicht  mehr möglich
war.

Damit  ist aber die Abnabelung Alt-
Wanheims  von  der  städtischen  In-
frastruktur  nicht  überwunden.  Und
gilt das Programm Duisburg an den
Rhein  nicht  auch für  Wanheim am
Rhein? Wohnen am Rhein in Wan-
heim  ist  attraktiv  und  könnte  den
Stadtteil  mit  der  Rheinpromenade
weiterentwickeln.  Wenigstens  die
Zufahrt  für  den  Schwerlastverkehr
ist nicht mehr über die Wohngebiete
an der Wanheimer  Straße  notwen-
dig, sondern erfolgt in Zukunft über
die Richard-Seiffert-Straße.

GRÜNGÜRTEL IM 
DUISBURGER NORDEN

Im  Norden  hat  der  Grüngürtel  für
Diskussionen gesorgt.  Grundsätzlich
sehen wir  in  dem jetzt  beschlosse-
nen Projekt  in  Bruckhausen und in
abgespeckter Form in Marxloh  eine
Chance für eine positive Entwicklung
des Duisburger Nordens. Die histo-
risch gewachsene Gemengelage zwi-
schen Industrie und Wohnbebauung

muss  durch  Grün-  und  Freiflächen
nach  Möglichkeit  entzerrt  werden.
Zur Verbesserung des Wohnumfelds
der Menschen in der Nachbarschaft
zu ThyssenKrupp ist der Grüngürtel
ein bedeutender Baustein.

Im Vordergrund bei der Umsetzung
in den nächsten Jahren müssen aber
die  Menschen  stehen.  Sie  müssen
mitgenommen werden und den Pro-
zess mitgestalten können, wenn das
Projekt  gelingen soll.  Daher war es
gut,  dass  die  Voruntersuchungen
zum  Grüngürtel  ergebnisoffen
durchgeführt  wurden und in Marx-
loh zu erheblichen Änderungen ge-
genüber der ursprünglichen Planung
geführt  haben.  Selbstverständlich
wird  ThyssenKrupp aus seiner  Ver-
antwortung  für  eine  Verbesserung
der  Umweltsituation  im Duisburger
Norden nicht entlassen.

Als Fazit  kann man festhalten, dass
Schwarz-Grün in Duisburg nicht nur
die  Innenstadt  wieder  belebt  hat,
sondern  dass auch in  den Bezirken
und Stadtteilen wichtige Entwicklun-
gen  angestoßen  und  auch  umge-
setzt wurden bzw. werden.

Frank-Michael Rich

Ratsherr Frank-Michael Rich ist Mit-
glied  des  Ausschusses  für  Wirt-
schaft,  Stadtentwicklung  und  Ver-
kehr.
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STÄDTEPARTNERSCHAFTEN

In  einer  globalisierten  Welt  kann
sich keine Stadt auf sich selbst zu-
rückziehen.  Dieser  Tatsache  trägt
Grün-Schwarz  durch  die  Begrün-
dung  mehrerer  neuer  Städtepart-
nerschaften  Rechnung.  Besonders
hervorzuheben  ist,  dass  Duisburg
nun endlich eine Partnerschaft  mit
einer  türkischen  Stadt,  Gaziantep,
eingegangen  ist.  Hinzugekommen
zu den bestehenden Verbindungen
zu Portsmouth, Calais, Lomé, Wu-
han  und  Vilnius  sind  außerdem
Perm  in  Russland  und  San  Pedro
Sula in Honduras. Damit bekennen
sich  Grüne  und CDU zur  Weltof-
fenheit  Duisburgs,  angesichts  des
größten Binnenhafens eigentlich ei-
ne  Selbstverständlichkeit,  die  aber
erst  in  konkretes  Handeln  umge-
setzt werden musste.
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DIE BEZIRKSVERTRE-
TUNGEN STÄRKEN

So lautet die Über-
schrift  der  Koope-
rationsvereinbarung
zu  den  Bezirksver-
tretungen.  Weiter-
hin  steht  im  Ko-
operationsvertrag,
dass  die  BV  der
Garant  dafür  ist,
dass wichtige Poli-
tikfelder  dezentral
und  vor  Ort  ent-
schieden  werden.
Also halten wir wei-
terhin am Glauben
an Basisdemokratie

und  damit  auch  am  Bestand  aller
sieben Bezirksvertretungen fest. Und
das ist wichtig und gut.

Bei näherer Betrachtung der Koope-
rationsvereinbarung war das Thema
„Stärkung der Bezirksvertretungen“
durch  die  Fortentwicklung  der  Be-
zirkssatzung als  eines  der Ziele der
Kooperationspartner festgelegt. Die-
ses wurde in der Praxis der Kommu-
nalpolitik der letzten Jahre durch die
aktive  Mitarbeit  der  Grünen in  der
Kommission  zur  Überprüfung  der
Bezirkssatzung  zum  größten  Teil
verwirklicht.

6. Die bisher mit 50.000 € angesetz-

te  Wertgrenze  zur  Abgrenzung
der laufenden Geschäfte der Ver-
waltung wurden in der zukünfti-
gen  Bezirkssatzung  mit  einigen
Ausnahmen auf  25.000 €  abge-
senkt. Das stärkt die Transparenz.

7. Die Ausführungen über die Bau-
genehmigung gem. §  34 BauGB
(§  3  Abs.  4  der  Bezirkssatzung)
wurden  präziser  formuliert,  um
das  laufende  Geschäft  der  Ver-
waltung  schärfer  von  der  Ent-
scheidungsbefugnis  der  Bezirks-
vertretungen zu trennen.

Außerdem wurden

8. die Bürgerveranstaltungen zu den
Haushaltsberatungen auf alle  sie-
ben Bezirke ausgeweitet und

9. das Bezirksmanagement optimiert.

FINANZIELLE AUSSTATTUNG
VERBESSERN

Aufgrund der Haushaltslage, die wir
von der SPD vererbt bekamen, wur-
de das Ziel, Verbesserung der finan-
ziellen  Ausstattung  der  Bezirksver-
tretungen  durch  Einführung  eines
Sockelbetrags  plus 0,20 €  pro  Ein-
wohner  bisher  nicht  erreicht.  Es
bleibt ein Fernziel.

Erfolgreicher waren wir dagegen bei
der  Umsetzung  des  Konjunkturpa-
kets II  in Duisburg. Die Mittel wur-
den  anteilig  zur  Einwohnerzahl  in



den Bezirken verteilt und wir Grüne
haben erreicht,  dass die Bezirksver-
tretungen  im  Rahmen  dieses  Bud-
gets Alternativvorschläge einbringen
konnten.  Davon  wurde  auch  rege
Gebrauch gemacht.

Die  Ausweitung  des  Bürgerservices
vor Ort hat sich als sinnvoll und bür-
gerfreundlich  herausgestellt.  Heute
existieren  in  allen  sieben  Bezirken
Bürgerservice-Stationen.  Sie  sind
mittlerweile  zum  festen  Bestandteil
der Bezirksämter vor Ort geworden.
Dabei  dürfen  wir  allerdings  unser
Ziel  vom  „Sozialen  Rathaus“  nicht
aus den Augen verlieren. An dieser
Erweiterung  von  Dienstleistungen
und damit  Stabilisierung der Bezirks-
ämter müssen wir noch arbeiten.

UNTERSCHIEDLICHE KOOPE-
RATIONEN IN DEN BEZIRKEN

Neben den erreichten/nicht  erreich-
ten Zielen aus dem Kooperationsver-
trag darf hierbei die gute Arbeit der
einzelnen  grünen  Bezirksvertreter
und  -vertreterinnen  vor  Ort  nicht
unerwähnt bleiben.  Es ist  nach wie
vor schwierig für einzelne in Koope-
rationen  mit  anderen  Parteivertre-
tern  oder  auch  als  Zweier-  bzw.
Dreierfraktion  sich  die  notwendige
Mehrheit  zu  beschaffen,  denn  die
Sitzverteilung  in  den  Bezirksvertre-
tungen  ist  von  Nord  nach  Süd  in
unserer  Stadt  sehr  unterschiedlich.
Trotzdem sind viele Ideen der einzel-
nen grünen Bezirksvertreterinnen und
Bezirksvertreter  umgesetzt  worden,
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wie z.B.:

• Bereitstellung von Mitteln  für  das
Stadtteilmarketing  in Rheinhausen
(Pilotprojekt)

• Einrichtung eines  Jugendzentrums
in der Innenstadt, dass die Jugend-
lichen angesichts der passiven Hal-
tung  des  Jugendamtes  am  Ende
selbst in die Hand genommen ha-
ben

• Bau  einer  Vierfach-Sporthalle  in
Hamborn

• Erhalt  des  Fiskuswaldes  in  Neu-
mühl

• Anlage  einer  Grünzugverbindung
in Wanheim

• Umplanung  des  geplanten  Spiel-
platzes Dieselstraße in einen Wald-
spielplatz zum Erhalt der Bäume

• Entscheidende  Unterstützung  des
Graffiti-Projekts  für  Meiderich/
Beeck und Homberg

• Illumination  der  Stadtmauer  in
Duisburg-Mitte

• Bau  von  Fitnessparcours  in  allen

Bezirken

• Ausbau der Radwege in allen Be-
zirken und Freigabe von Einbahn-
straßen in Gegenrichtung für  den
Radverkehr

Die politische Arbeit in den Bezirken
ist gelebte Basisdemokratie im Rah-
men der parlamentarischen Ausein-
andersetzung.  Und  dabei  ist  auch
die  Mitarbeit  der  Bürgerinnen  und
Bürger  wichtig.  Bei  der  Aufstellung
des neuen Flächennutzungsplans Duis-
burg2027 haben wir  Grüne  die Ein-
richtung von Bürgerforen in den Be-
zirken  angeregt  und  auch  umge-
setzt. Somit können die BürgerInnen
vor Ort ihre Ideen und Anregungen
für  die  zukünftigen  Pläne  in  den
Stadtteilen einbringen.

Claudia Leiße
Mustafa Arslan

Claudia  Leiße  und Mustafa  Arslan
sind  SprecherInnen  des  Hauptar-
beitskreises Bezirksvertretungen der
grünen Ratsfraktion.



DIE GRÜNE RATSFRAKTION
TAGT ÖFFENTLICH:

Der  Fraktionsvorstand  tagt  immer
montags ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Der Hauptarbeitskreis (HAK) Migra-
tion einmal im Monat dienstags ab
17.00 Uhr im Rathaus.

Die Gesamtfraktion, der HAK Sozia-
les (mit  den Themen Arbeit,  Sozia-
les,  Gesundheit,  Kultur,  Schule,  Ju-

gend und Sport),  der HAK Umwelt
(Umwelt,  Verkehr,  Stadtentwick-
lung, Wirtschaft, Entsorgung, Immo-
bilien)  und  der  HAK  Bezirksvertre-
tungen  im  Wechsel  immer  mitt-
wochs ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Interessierte  sind  herzlich  eingela-
den!

Genaue  Termine  bitte  in  der  Ge-
schäftsstelle (Telefon: 0203 – 330039)
erfragen.
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